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Gemeinde St. Oswald

A- 3684 St. Oswald 41, Bezirk Melk, NÖ

Tel.: 07415/7291, Fax: 07415/729122

E-mail: gde.stoswald@wvnet.at       Internet: http://www.stoswald.com
Verhandlungsschrift

über die Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde St. Oswald am 10. März 2011 im Sitzungssaal des Gemeindehauses St. Oswald 41.

Beginn: 20.00 Uhr 


Ende: 21.30 Uhr

Die Sitzung war öffentlich und beschlussfähig.

Vorsitzender:  Bgm. Leonhartsberger Ignaz

Von den Mitgliedern des Gemeinderates waren anwesend:

Entschuldigt abwesend:

Geschäftsführende Gemeinderäte:

Vize Bgm. Rosemarie Kloimüller
Kampleitner Karl

Rapolter Leopold

Wurzer-Weiringer Reinhard

Pachschwöll Harald
Leonhardsberger Franz
Gemeinderäte:

Forsthofer Johann

Brandstetter Leopold
Gattinger Erwin
Eder Hans
Leinmüller Leopold

Brandstätter Andreas

Leonhardsberger Barbara

Sigl Gerhard

Frühwirt Alois
Undeutsch Karl 

Wimmer Herbert

Hinterndorfer Peter
Schriftführerin: 

AL Rosemarie Kloimüller
Tagesordnung:

1. Genehmigung des letzten Protokolls
2. Bericht der Gebarungsprüfung (Rechnungsabschluss) durch den Prüfungsausschuss 
         vom 9.3.2011
3. Genehmigung des Rechnungsabschlusses 2010

4. Resolution betreffend die Erhaltung der Hausapotheken

5. Digitaler Flächenwidmungsplan

6. Genehmigung des Mietvertrages mit Fam. Reiterer

7. Genehmigung einer Jugendförderung für den SKV

Von der ÖVP und SPÖ-Gemeinderatsfraktion werden nachstehend angeführte Dringlichkeitsanträge eingebracht und einstimmig nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen:

8. Photovoltaikanlage:
    a) Aufstellung der Photovoltaikanlage auf dem Volksschulgebäude
    b) Genehmigung der Ingenieurleistungen
9. Information betreffend dem Abschluss einer Bauversicherung für die 
    Volksschulsanierung
10. Resolution betreffend die Pfarrgründe

1. Der Bgm. stellt den Antrag auf Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 27.01.2011.
Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.
2. Der Obmann des Prüfungsausschusses, Herr Andreas Brandstätter, bringt dem Gemeinderat den Bericht der Gebarungsprüfung (Rechnungsabschluss 2010) durch den Prüfungsausschuss vom 9.3.2011 zur Kenntnis.


3. Der Entwurf des Rechnungsabschlusses für das Haushaltsjahr 2010 ist in der Zeit vom 24.2.2011 bis 10.3.2011 am Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht aufgelegen. Die Auflegung wurde ortsüblich kundgemacht. Schriftliche Einwendungen wurden keine eingebracht. Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Rechnungs​ab​schluss für das Haushaltsjahr 2010 beschließen.
Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.


4. Der Bgm. stellt den Antrag, folgende Resolution betreffend „Ärztliche Hausapotheken“ in Niederösterreich zu beschließen:


„St. Oswald, 10.3.2011

Betrifft

Resolution des Bürgermeisters und der Gemeinderäte der von der Apothekengesetznovelle 2006 betroffenen Gemeinden in NÖ

Wir Verantwortungsträger der NÖ Landgemeinden haben, wie unsere Kolleginnen und Kollegen in anderen Bundesländern auch, immer größere Probleme mit der Tatsache, dass sich immer weniger Ärztinnen und Ärzte finden, die sich in entlegenen Regionen niederlassen wollen.

Schon heute gibt es in unserem Bundesland Planstellen, die trotz großer Anstrengungen nicht mehr besetzt werden können. Setzt sich der Trend, wie von Experten prognostiziert, in dieser Dramatik fort, dann laufen wir Gefahr, in vielen Landgemeinden schon bald ohne ärztliche Nahversorgung auskommen zu müssen.

Ein maßgeblicher Grund für diese landärztliche Ausdünnung sind die massiven Ein​schränkungen, der die Bewilligung und Führung von ärztlichen Hausapotheken unterliegen. Die Palette der Restriktionen in diesem Bereich reicht von Zwangsschließung ärztlicher Hausapotheken in Zwei-Arzt-Gemeinden bis zur Unmöglichkeit bestehende Hausapotheken bei fehlendem 6-Kilometer-Abstand zur nächsten öffentlichen Apotheke einer Nach​folgerin/einem Nachfolger übergeben zu können.

Der unterzeichnete Bürgermeister und die Gemeinderäte der Gemeinde St. Oswald fordern die Mandatare aller Parlamentsparteien auf, das Apothekengesetz möglichst schnell zu novellieren, um der permanenten Auslöschung von Hausapothekenstandorten ein Ende zu bereiten. Die bestehenden Schutzzonen um öffentliche Apotheken sind längst nicht mehr zeitgemäß und müssen zugunsten eines patientenorientierten Nebeneinanders von öffentlichen und ärztlichen Apotheken weichen.

Diese Resolution wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 10.3.2011 einstimmig beschlossen.







Der Bürgermeister







Ignaz Leonhartsberger e.h.“
  Beschluss: Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

5. Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Digitalisierung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde St. Oswald lt. Anbot der Fa. Schedlmayer Raumplanung ZT GmbH vom 7.2.2011 zum Preis von € 4.000,-- inkl. Mwst. bewilligen.
Beschluss: Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

6. Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge folgenden Nachtrag zum Mietvertrag 
    mit der Fam. Reiterer bewilligen:
                                                                    „NACHTRAG ZUM MIETVERTRAG
Abgeschlossen zwischen der Gemeinde 3684 St. Oswald, als Vermieterin, sowie Frau und Herrn Renate und Alois Reiterer, 3684 St. Oswald  41/5, wie folgt.

I.

Die Gemeinde 3684 St. Oswald vermietet an die Ehegatten Reiterer Alois und Renate und diese mietet von der Gemeinde St. Oswald die den Vertragsparteien bekannten Räumlichkeiten im östlichen Teil des Dachgeschosses des Hauses St. Oswald 41, und überhaupt mit dem Rechte des freien Zuganges zu diesem Mietobjekt, um den vereinbarten Mietzins von 

· für den westlichen Teil (in Hinkunft Geschäftsraum) dieser Räumlichkeiten mit € ​​​​2,70 je m² Nutzfläche zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer;

· den übrigen östlichen Teil dieser Räumlichkeiten mit € 2,40 je m² Nutzfläche zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.

Der Mietzins ist am 1. jeden Monates auf das von der Vermieterin namhaft gemachte Konto zu überweisen.

II.

Das Mietverhältnis beginnt mit  01.04.2011 und endet am 31.12.2015.

Ab 01.01.2016 kann das Mietverhältnis beiderseits unter Einhaltung einer halb​jährigen Kündigungsfrist aufgekündigt werden.

III.

Der vereinbarte Mietzins ist auf der Basis von € 2,70 pro m² für den Geschäftsraum und € 2,40 pro m² für die übrige Nutzfläche berechnet und wird unter Zu​grunde​legung des vom Statistischen Zentralamt in Wien verlautbarten Ver​braucher​preis​index 90 mit Bezugsmonat März 2011 wertgesichert. Ändert sich dieser Index, so ändert sich der zu zahlenden Betrag im gleichen Verhältnisse, wobei jedoch Änderungen bis zu 5 % unberücksichtigt bleiben, wohl aber zusammengerechnet werden, bis ihre Summe 5 % erreicht oder übersteigt.

IV.

Die mit dem Mietobjekt verbundenen Betriebskosten inklusive Mehrwertsteuer, mit Ausnahme der Grundsteuer und der Feuerversicherung, sind vom Mieter fristgerecht zu berichtigen. Die Kosten für Stromverbrauch und Wasserversorgung werden mittels eigener Zähleranlagen ermittelt und sind vom Mieter zu bezahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, angemessene a Conto Zahlungen zu verlangen.

V.

Eine Weitervermietung ohne Zustimmung der Vermieterin ist nicht gestattet.

VI.

Die Mieterin ist verpflichtet, das Mietobjekt in einem ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten. Die Inneninstandhaltung obliegt zur Gänze den Mietern, während für die Außeninstandhaltung des Hauses die Vermieterin auf ihre Kosten zu sorgen hat.

VII.

Bauliche Veränderungen innerhalb des Mietobjektes bedürfen der ausdrücklichen Zustimmung der Vermieterin. Die von der Mieterin getätigten Investitionen, soweit diese ohne Beeinträchtigung des Mietobjektes entfernt werden können, gehen bei Beendigung des Mietverhältnisses nicht in das Eigentum der Vermieterin über.

VIII.

Die Mieter haften für Schäden am Mietobjekt, die durch ihr Verschulden bzw. das Verschulden ihrer Erfüllungshelferin entstehen. Der Vermieterin ist das Recht des Betretens des Mietobjektes durch die von ihr beauftragten Personen aus wichtigen Gründen zu gestatten.

IX.

Unbeschadet der gesetzlichen bestehenden Solidarhaftung sämtlicher Vertrags​parteien, verpflichten sich im Innenverhältnisse die Mieter, sämtliche Kosten, Steuern und Gebühren der Errichtung und grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages zu tragen.

X.

Jede andere Nutzung des Mietobjektes führt zur sofortigen Auflösung des Miet​vertrages.

XI.

Die Vertragsparteien erklären ausdrücklich, dass Leistung und Gegenleistung angemessen sind.
XII.
Auf alle in diesem Vertrage nicht ausdrücklich geregelten Fragen sind die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen anzuwenden.

XIII.

Der Nachtrag zum Mietvertrag vom 6.5.2004 tritt mit 1.4.2011 außer Kraft.

  Genehmigt in der Sitzung des Gemeinderates am  10. März 2011.“ 

    Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.

7. Der Bgm. verliest das Ansuchen des Sport- und Kulturvereines St. Oswald vom 
    18.11.2010, worin sie um Gewährung einer Jugendförderung für das Jahr 2010 
    ansuchen. Er stellt den Antrag, der Gemeinderat möge dem Sport- und Kulturverein 
    eine Jugendförderung in der Höhe von € 1.500,-- gewähren.
    Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.

8.a) Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Aufstellung einer 
       Photovoltaikanlage auf dem Dach des Volksschulgebäudes zustimmen.
       Beschluss: Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
8.b) Der Bgm. berichtet, dass für die Ingenieurleistungen betreffend die Planungs-, 
       Bauausführungs- und Kollaudierungsphase für die Photovoltaikanlage zwei Anbote 
       (Fa. HHHenninger & Partner GmbH, BM Ing. M. Kreutzer) eingeholt wurden. Er stellt den 
       Antrag, dem Best- und Billigstbieter, Fa. Henninger & Partner GmbH, den Auftrag lt. 
       Anbot in der Höhe von € 6.000,-- + 20 % USt zu erteilten.
       Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.

9. Der Bgm. informiert den Gemeinderat über die Offerte der Wagner 
    Versicherungsmakler GmbH und der Niederösterreichischen Versicherung AG betreffend 
    den evt. Abschluss einer Bauversicherung.

10. Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge nachfolgende Resolution an den 
      Diözesanbischof DDr. Klaus Küng und das Rechts- und Liegenschaftsreferat der
      Diözese St. Pölten beschließen:

„Hochwürdigster Herr Diözesanbischof DDr. Küng!

Sehr geehrter Herr DDr. Berkmann!

Die Diözese St. Pölten besitzt in der Gemeinde St. Oswald u. a. das Grundstück Nr. 240/1, KG St. Oswald, welches als Bauland gewidmet ist.

Vor ca. 20 Jahren hat die Gemeinde bereits die Infrastruktur (Straße, Wasser​ver​sorgung und Kanal) für dieses Baugrundstück hergestellt.

Da es nun für diese Bauparzellen Interessenten gibt, hat ein Geometer im Auftrag der Diözese St. Pölten einen Parzellierungsplan entworfen. Die Größe der Bauparzellen soll ca. 800 bis 900 m² betragen. Aufgrund des hohen Niveauunterschiedes von ca. 7 m zur Straße ist es bei einer so geringen Bauparzellengröße nicht möglich, ein zeit​gemäßes Eigenheim herzustellen.

Da wir aber froh sein müssen, dass junge Menschen sich entscheiden, eine Familie zu gründen und sich in St. Oswald niederlassen möchten, sollte man ihnen beim Wunsch nach einem größeren Bauplatz entgegenkommen.

Ansonsten werden sich die Interessenten in einer anderen Gemeinde ein Bau​grund​stück kaufen und dieses Grundstück nie bebaut werden. Sollte dies der Fall sein, ist die Gemeinde gezwungen, dieses Bauland wieder rück zu widmen, damit wieder neues Bauland gewidmet werden kann, welches auch bebaubar ist.

Für die Gemeinde St. Oswald, die bereits eine Abwanderungsgemeinde ist, würde dadurch ein großer finanzieller Schaden entstehen, da – wie bereits anfangs erwähnt – die Infrastruktur für dieses Bauland bereits hergestellt wurde.

Man muss auch bedenken, dass die Pfarrgemeinde bereits seit vielen Jahrzehnten immer wieder eine große Spendenbereitschaft gezeigt hat. Gerade bei der in den Wintermonaten durchgeführten Sanierung des Pfarrhofes hat sich wieder die große Hilfsbereitschaft der Pfarrangehörigen gezeigt, die mit ihrer ehrenamtlichen Mithilfe dazu beigetragen haben, die finanziellen Belastungen für die Diözese und Pfarre so gering wie möglich zu halten.

Der Gemeinderat der Gemeinde St. Oswald ersucht daher die Diözese St. Pölten, den Parzellierungsentwurf, welcher vom Pfarrkirchenrat entworfen wurde, zur Kenntnis zu nehmen.

Diese Resolution wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 10. März 2011 einstimmig beschlossen.









Der Bürgermeister









Ignaz Leonhartsberger e.h.“


      Beschluss: Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

Der Bürgermeister:





Die Schriftführerin:

Ignaz Leonhartsberger




Rosemarie Kloimüller
Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung des Gemeinderates am

genehmigt.
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